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Bericht
aus dem Landtag FRAKTION

im Niedersächsischen Landtag

Parlamentarischer Geschäftsführer

Sehr geehrte Damen und Herren,

in dieser Woche hat der Landtag den Nach-
tragshaushalt 2008 der Landesregierung
verabschiedet. Für dieses Jahr verzichten
wir einerseits auf eine geplante Rücklagen-
entnahme in Höhe von 275 Mio. Euro und
andererseits stellen wir 150 Mio. Euro
Steuermehreinnahmen in den Haushalt
ein. Der Nachtragshaushalt reduziert das
Haushaltsvolumen jedoch insgesamt um
etwa 117 Millionen Euro, weil zusätzlich
in den Ministerien 125 Mio. Euro einge-
spart werden. Wir handeln also wie ein vor-
sichtiger Kaufmann – besonders angesichts
konjunktureller Risiken aufgrund der der-
zeiti gen Finanzkrise. Die CDU/FDP-Koali-
tion arbeitet zukunftsorientiert daran, das
Ziel einer Nettoneuverschuldung von Null
im Jahre 2010 tatsächlich zu erreichen. Das
ist ein wesentlicher Unterschied zur gesam-
ten Opposition und zeugt von seriöser
Haushaltspolitik.

Die Beratungen zum Nachtragshaushalt
2008 zeigten einmal mehr, welch großer
Unterschied in der SPD-Fraktion zwischen
Reden und Handeln besteht. Während die
Fraktionen von CDU und FDP im Haus-
haltsausschuss 250 Lehrerstellen für eine
bessere Unterrichtsversorgung im Nach-
tragshaushalt vorgezogen absicherten, for-
derten die Haushaltspolitiker der SPD die
Streichung dieser Stellen. Daraufhin brach
auf Seiten der SPD das Chaos aus: Die So-
zialdemokraten wussten nicht mehr, was
sie überhaupt noch wollten und zogen am
Ende ihren Antrag kleinlaut wieder zurück.

Eine unterhaltsame und interessante
Lektüre wünscht Ihnen

Die Wachstums- und Arbeitsplatz-
potenziale der Maritimen Wirt-
schaft sollen besser erschlossen
und umfangreicher genutzt wer-
den. Dieses Ziel hat die CDU-
Landtagsfraktion in dem Posi-
tionspapier Maritime Wirtschaft
in Niedersachsen – neue Chancen
der  Globalisierung nutzen“ fest-
gelegt. Angesichts der weltweiten
Zunahme des internationalen See-
handels und dem globalen Auf-
schwung der maritimen Branchen
empfiehlt die CDU-Fraktion die-
sen Bereich weiter zu einem
Schwerpunkt der Wirtschaftspoli-
tik des Landes zu entwickeln. Die
Maritime Wirtschaft solle zu ei-
nem Markenzeichen Nieder-
sachsens werden.

Die CDU-Landtagsfraktion fordert
weitere Investitionen in den be-
darfsgerechten Ausbau und die
Modernisierung der niedersächs-
ischen See- und Binnenhäfen, da-
mit sich die jeweils spezifischen
Stärken der Häfen optimal entfal-

CDU-Landtagsfraktion beschließt Positionspapier

Maritime Wir tschaft soll zu einem Markenzeichen
des Landes werden

ten können. Es müsse deshalb
ergebnisoffen geprüft werden,
wie und unter welchen Bedin-
gungen künftig privates Kapital
auch für Investitionen in die In-
frastruktur gewonnen werden
kann. Dazu gehöre insbesonde-
re die Finanzierung der Ver-
kehrsinfrastruktur von und zu
den Häfen. Hier sieht die CDU
den Bund wegen der nationalen
Bedeutung der norddeutschen
Häfen in einer besonderen Ver-
antwortung. Die seewärtigen
Zufahrten und Hafenhinter-
landanbindungen müssten aus-
gebaut bzw. verbessert werden,
damit die Waren bedarfsgerecht
und schnell von und zu den Hä-
fen transportiert werden kön-
nen. Dafür muss der Bund unab-
hängig von den üblichen Län-
derquoten ein Sonderpro-
gramm für die norddeutsche
Verkehrsinfrastruktur auflegen,
heißt es in dem Positionspapier.

 Foto: Picture-alliance

Das Positionspapier im Internet:
www.cdu-fraktion-niedersachsen.de.

Gute Aussichten: Der internationale Seehandel nimmt weiter zu
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Herr McAllist er, war das
schlechte Abschneiden der CSU
bei der Bayern-Wahl ein Schock
für die CDU?

Die CSU hat bei der Landtags-
wahl bittere Verluste hinnehmen
müssen, in einer Größenord-
nung, die keiner erwarten konn-
te. Die CSU sollte zügig wieder
innerparteilich zur Geschlossen-
heit zurückfinden.

Halten Sie die Personalwechsel
für richti g?

Das sind Entscheidungen, wel-
che die CSU zu treffen und zu
verantworten hat. Sie erscheinen
aufgrund des Wahlergebnisses
folgerichtig.

Wird die CSU Einf luss in der
Union verlier en?

Die CSU ist eine eigenständige
politische Partei. Schließlich
muss sie aus eigener Kraft bei
den Bundestags- und Europa-
wahlen die Fünf-Prozent-Hürde
deutschlandweit überwinden.

Wir bilden zusammen mit der
CSU eine Fraktionsgemeinschaft
im Bundestag. Die CDU hat ein
Interesse an einer starken CSU.
Nur mit einer starken CSU kann
die Union bundesweit 40 Pro-
zent plus x holen.

Steigt nun die Nervosität vor
der Bundestagswahl?

Nein. Offenkundig haben es die
Volksparteien in einer Großen

Union muss Prof il gegen SPD schärfen“
David McAllister beklagt Kompromisszwang in Koalition

In einem Interview für die Nordwestzeit ung, das am 2. Oktober 2008
erschienen ist, hat CDU-Fraktionsvorsitzender David McAllist er die
CSU zu mehr Geschlossenheit aufgefordert . Die angekündigten
Personalwechsel hält er für richti g.

Koalition schwer, ein eigenständi-
ges Profil zu entwickeln. Eine Gro-
ße Koalition bedeutet ständig den
Zwang, Kompromisse einzuge-
hen. Dadurch können die eigenen
Ziele nicht immer vollständig er-
reicht werden.

Die Volksparteien verlieren auch
deshalb an Bindekraft, weil man
über große Fragen nicht mehr lei-
denschaftlich streitet. Die Union
ist jetzt gefordert, ihr Profil jen-
seits der Großen Koalition zu
schärfen. Wir müssen unabhängig
vom täglichen Einigungszwang
mit der SPD in der Bundesregie-
rung für 100% CDU pur werben
und die Menschen mehr begeis-
tern.

Geht die Union auf
Konfrontationskurs zur SPD?

Nein. Die große Koalition ist für
die gesamte Wahlperiode ge-
wählt und muss noch viele anste-
hende Aufgaben erfüllen. Ange-
sichts der weltweiten Finanzkrise
erwarten die Menschen jetzt po-
litische Führung. Daneben muss
die Union aber mehr herausstel-
len, was sie anders machen wür-
de, wenn sie alleine an der Regie-
rung wäre.

Ist die Union schon aufgestellt
für die Bundestagswahl?

Der Wahlkampf wird personell
auf unsere Bundeskanzlerin und
Spitzenkandidatin Angela Merkel
zugeschnitten werden. Daneben
sollten wir weitere Persönlichkei-
ten herausstellen, die für be-
stimmte Themen und die Vielfalt
innerhalb der CDU stehen. In-
haltlich wird der CDU-Bundes-
parteitag im Dezember in
Stuttgart drei wichtige
Leitanträge beraten - zu Wirt-
schaft, Arbeit und Finanzen, zur
Deutschen Einheit und zur Nach-
haltigkeit. Diese Anträge werden
eine gute Grundlage bilden für
unser gemeinsames Wahl-
programm mit der CSU zur
Bundestagswahl. Darüber hinaus
werbe ich für eine kontinuierliche
Modernisierung der CDU in den
Bereichen Familie, Umwelt und
Integration.

 Foto: Picture-alliance
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Wir brauchen
Kinderkr ip -
pen, und zwar
aus dem ein-
fachen Grund,
weil viele El-
tern oder al-
lein stehende
Mütter sie
einfach benö-

tigen! Für junge Mütter ist die
rechtzeitige und verbindliche
Planung einer Betreuungs-
möglichkeit für den Nachwuchs
unumgänglich, um eine Beschäf-
tigung aufnehmen zu können.

Die Große Koalition hat nun –
unter Federführung der
Union – einen wichtigen
Schritt getan, um Abhil-
fe zu schaffen. Nach dem
Elterngeld ist uns nun
das zweite Leuchtturm-
projekt in der Familien-
politik gelungen: das
K i n d e r f ö r d e r u n g s -
gesetz. Denn das Kinder-
förderungsgesetz setzt
Meilensteine in Deutsch-
land – für eine bessere
Vereinbarkeit von Fami-
lie und Beruf und mehr
Bildung unserer Kinder.
Ziel des Kinderförder-
ungsgesetzes ist es, bis
2013 für 35 Prozent der
Kinder unter 3 Jahren einen
Betreuungsplatz zu schaffen, ei-
nen Rechtsanspruch zu veran-
kern und das Betreuungsgeld
einzuführen.

Eltern brauchen flexible
Angebote

Für Eltern ist es wichtig, alterna-
tive, flexible und passgenaue
Betreuungsangebote für ihr
Kind zu haben. Die unions-

Wir brauchen Kinderkrippen
Ein Gastkommentar von Enak Ferlemann, MdB, Vorsitzender der Landesgruppe
Niedersachsen innerhalb der CDU/CSU-Bundestagsfraktion

geführte Bundesregierung setzt
daher auf ein vielfältiges
Betreuungsangebot und forciert
die Profilierung der Kindertages-
pflege. Deshalb sollen 30 Prozent
der neuen Plätze in diesem Bereich
geschaffen werden. Das Gesetz
trägt dazu bei, dass das Berufsbild
der Tagesmütter auf Dauer attrak-
tiver wird. Mittelfristig soll die
Kindertagespflege eine angemes-
sen vergütete Vollzeittätigkeit
werden. Eine entsprechend ange-
messene Entlohnung und eine Ver-
besserung der Qualifizierung der
Tagespflegepersonen und der
Kindertagespflege an sich sind da-
her von großer Bedeutung.

Aber auch privat-gewerbliche An-
bieter sollen verstärkt die Möglich-
keit der Förderung erhalten, nur so
sind die Platzangebote zu errei-
chen. Die Finanzierung des Aus-
baus der Kinderbetreuung steht
auf einer festen Grundlage: Der
Bund beteiligt sich mit vier Milli-
arden Euro an den Ausbaukosten
von insgesamt zwölf Milliarden
Euro.

Die Bundesbeteiligung an den
Investitionskosten bis 2013 ist
durch das Sondervermögen von
2,15 Milliarden Euro aufgrund des
Kinderbetreuungsfinanzierungs-
gesetzes seit dem vergangenen
Jahr sichergestellt.

Neues Gesetz schafft
Wahlmöglichkeit

So sind die nötigen Mittel für
Neubau-, Ausbau- oder Umbau
sowie Sanierungs-, und Renovier-
ungsmaßnahmen bereits verfüg-
bar. Das Kinderförderungsgesetz
regelt zudem die nötigen Ände-

rungen im Finanzausgleich-
sgesetz zur Beteiligung des
Bundes an den Betriebskos-
ten. Durch eine Änderung
der Umsatzsteuervertei-
lung zugunsten der Länder
sind dies 1,85 Milliarden
Euro zwischen 2009 und
2013 und ab 2014 dauer-
haft 770 Millionen Euro
jährlich.

Und ab 2013 soll für dieje-
nigen Eltern, die ihre bis
drei Jahre alten Kinder nicht
in Tageseinrichtungen be-
treuen lassen wollen oder
können, eine monatliche

Zahlung (zum Beispiel Betreu-
ungsgeld) eingeführt werden. Es
ist vor allem der Union zu verdan-
ken, dass durch das Kinder-
förderungsgesetz vor allem be-
rufstätigen Müttern eine echte
Wahlmöglichkeit zur flexiblen
Gestaltung ihres Alltags ermög-
licht wird.

Der BL veröffentlicht mit fr eundlicher
Genehmigung der Cuxhavener Nachrich-
ten Auszüge eines Beitr ages, der in der
Ausgabe vom 08.10.2008 erschienen ist.

 Foto: Picture-allianceKinderförderungsgesetz: Das Berufsbild
der Tagesmütter wird dauerhaft attraktiver
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·  Für den JadeWeserPort sind 133,3
Mio. Euro veranschlagt.
· Der Offshore-Basishafen Cuxhaven
erhält Investitionen in Höhe von 26
Mio. Euro.
·  Mit 7,2 Mio. Euro verbessern wir die
Gewässer in Niedersachsen. Die Dei-
che an der Küste werden mit 60 Mio.
Euro verstärkt.
· Die Krankenhäuser werden 2011
und 2012 jährlich mit 120 Mio. Euro
ausgebaut.
· Das Agrarressort wird alle erziel-
baren EU- und Bundesmittel binden.
·  Der Kommunale Finanzausgleich
liegt über 3 Mrd. Euro.

Investitionen in Innovationen,
Infrastruktur und Wir tschaft

Der Niedersächs-
ische Landtag hat
einstimmig dem 11.
Rund funkänder -
ungsstaatsvertrag
(RÄstV) zugestimmt.
Dieser Staatsvertrag
sieht vor, dass die
Rundfunkgebühren

für die Jahre 2009 bis 2012 um 0,95
Euro auf 17,98 Euro monatlich ange-
hoben werden. Ursprünglich hatten
die öffentlich-rechtlichen Rundfunk-
anstalten eine Erhöhung der Rund-
funkgebühren um monatlich 1,69
Euro gefordert.

„Für uns stehen die Interessen der
Gebührenzahler im Mittelpunkt, die
für ein gutes Programm des öffent-
lich-rechtlichen Rundfunks ange-
messen bezahlen wollen, die aber
auch wissen wollen, was mit ihren
Gebühren passiert“, erklärte der
medienpolitische Sprecher der
CDU-Landtagsfraktion, Wittich
Schobert. Ein von den Koalitions-
fraktionen initiierter Entschlie-
ßungsantrag zum kommenden 12.
Rundfunkänderungsstaatsvertrag
fand ebenfalls eine breite Zustim-
mung im Landtag.

„Der Gesetzgeber muss dem öffent-
lich-rechtlichen Rundfunk gerade im
Onlinebereich einen konkreten Auf-
trag erteilen. Nur so ist künftig ein
gleichberechtigtes und vielfältiges
Nebeneinander des öffentlich-
rechtlichen Rundfunks und der
privatwirtschaftlichen Medien ohne
dramatische Gebührenerhöhungen
möglich. Nur ein klarer Auftrag
macht dem Gebührenzahler deut-
lich, für welche Leistungen mehr als
7 Mrd. Euro Rundfunkgebühren ge-
braucht werden“, so Wittich
Schobert abschließend.

11. und 12. Rundfunk-
änderungsstaatsvertr ag
Wit tich Schobert: „Interessen der
Gebührenzahler beachten“

Das Niedersächs-
ische Gesetz über
den Wald und die
Landschaftsord-
nung soll rechtlich
vereinfacht und
aktualisiert wer-
den. Dies sieht ein
Gesetzentwurf der

Landtagsfraktionen von CDU und
FDP vor. Einen Schwerpunkt des Ge-
setzentwurfs bilden die Regelungen
zur Waldumwandlung, die den
Geneh-migungsbehörden mehr
Spielräume einräumen. Künftig kann
die untere Waldbehörde eine so ge-
nannte Walderhaltungsabgabe ver-
langen, wenn Flächen für eine Er-
satzaufforstung nicht zur Verfügung
stehen oder nur mit einem unver-
hältnismäßig hohen Aufwand be-
schafft werden müssten. Darüber
hinaus können Waldflächen im
Innenbereich bis max. 2 500 m²
Gesamtgröße ohne die bisher not-
wendige Abwägung mit Genehmi-
gung der Waldbehörde umgewan-
delt werden.

„Wir strukturieren auch den Bereich
der Erstaufforstung neu. In Zukunft
müssen nur noch die Erst-
aufforstungen genehmigt werden,
für die eine Vorprüfung oder Prü-
fung ihrer Umweltverträglichkeit
notwendig ist. Die übrigen Erst-
aufforstungen müssen nur noch bei
den Waldbehörden angezeigt wer-
den“, erläuterte der stellvertreten-
de Vorsitzende der CDU-Landtags-
fraktion Karl-Heinrich Langspecht.

Waren bisher die Beratungs-
forstämter die Berater der Wald-
behörden, so sollen künftig auch die
Forstämter der Landwirtschafts-
kammer Niedersachsen Beratungs-
funktionen übernehmen.

Waldgesetz und Landschafts-
ordnung werden vereinfacht
Karl-Heinrich Langspecht: „Wünsche
aus der Praxis werden berücksichtigt“

Die Landtags-
fraktionen von
CDU und FDP wol-
len die Zuständig-
keit für den Voll-
zug der Untersu-
chungshaft än-
dern. Dies sieht

ein gemeinsamer Gesetzentwurf
vor, den die Koalitionsfraktionen
jetzt auf ihren jeweiligen Sitzun-
gen beschlossen haben.

„Wir haben die Erfahrungen der
Praxis mit dem seit Anfang des
Jahres geltenden Nieder-
sächsischen Justizvollzugs-
gesetzes wie zugesagt evaluiert.
Demnach haben sich die gelten-
den Zuständigkeitsregeln als
unpraktikabel erwiesen.

Die Neufassung gewährleistet ei-
nen besseren Informationsaus-
tausch zwischen Haftgericht,
Staatsanwaltschaft und
Untersuchungshaftanstalt“, erläu-
terte der rechtspolitische Spre-
cher der CDU-Fraktion Dr. Uwe
Biester den Gesetzentwurf.

Zudem sieht der Gesetzentwurf
Übertragungsmöglichkeiten des
Gerichts auf die Staatsanwalt-
schaft und deren Ermittlungs-
personen vor, z. B. für die Überwa-
chung des Schriftwechsels, für die
akustische Besuchs- und Telefon-
überwachung. Mit diesen Ände-
rungen würden weitere Anliegen
der gerichtlichen und
staatsanwaltschaftlichen Praxis
übernommen.

Justizvollzugsgesetz soll
novellier t werden
Dr. Uwe Biester: „Regelungen zur
Untersuchungshaft werden praxis-
tauglicher“
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Welche Auswir -
kungen hat die
Finanzmark t-
krise auf Nie-
dersachen?
Bisher hat die in-
t e r n a t i o n a l e

Finanzmarktkrise keine konkre-
ten negativen Auswirkungen auf
Niedersachsen gehabt. In wel-
chem Maße der Landeshaushalt
allgemein betroffen ist, liegt an
der weiteren Entwicklung. Sollte
es in den USA zu einer Rezession
kommen, ist es entscheidend, ob
es der deutschen Wirtschaft ge-
lingt unabhängig von den äuße-
ren Einflüssen dort und auf dem
Weltmarkt in Schwung zu blei-
ben. Die neue Wachstums-
projektion der Bundesregierung
kommt Mitte Oktober, die neue
Steuerschätzung Anfang Novem-
ber. Dann wird sich zeigen, wo-
hin die Reise geht.

Wie ist die NORD/LB und wie
sind die niedersächsischen Spar-
kassen von dieser Krise betrof-
fen?
Wenig betroffen von der Finanz-
marktkrise ist die NORD/LB, weil
man hier einen klaren Blick für
die Risiken behalten hat. Den-
noch ist auch der NORD/LB-Kon-

Drei Fragen an Finanzminister Hartmut Möl lring
Zur Finanzmarktkrise beantwortete Finanzminister Hartmut Möllring im
Niedersächsischen Landtag eine Kleine Anfrage von Dr. Bernd Althusmann.
Der BL dokumentiert die Antworten in Auszügen.

zern wie alle Kreditbanken und
auch die Sparkassen von den Ent-
wicklungen an den Finanz-
märkten betroffen. Die
Liquiditätslage ist zwar ange-
spannt aber beherrschbar. Die
Vermögenslage ist bei allen Ins-
tituten geordnet. Die Risikovor-
sorge ist ohne Auffälligkeiten.

Wie sicher sind die Einlagen der
Sparer in den niedersächsischen
Sparkassen?
Die Einlagen der Sparkassen-
kunden bei ihren Sparkassen sind
sicher. Daran gibt es keinen Zwei-
fel. Die Sparkassen in Deutsch-
land wurden bisher durch einen
Haftungsverbund gesichert. Die-
ser wird durch die Gemeinschaft
der Sparkassen-Finanzgruppe ge-
tragen. Die Einlagen der Kunden
sind ohne betragsmäßige Be-
grenzung geschützt. Darüber hi-
naus gibt es einen zusätzlichen
regionalen Reservefonds. Das
System ist grundsolide und führt
zu dem Ergebnis, das alle Kunden
bei ihren Sparkassen absolut si-
cher aufgehoben sind. Hinzu
kommt ganz frisch die Garantie-
zusage der Bundesregierung für
die deutschen Sparer.

Kultusministerin
Elisabeth Heister-
Neumann hat die
ersten Ergebnisse
der Schulstatistik
2008/2009 vorge-
stellt. „Die Schüler-
zahlen bei den
Fünftklässlern be-

legen nachdrücklich die bevorzugte
Anwahl des gegliederten Schulwe-
sens durch die Eltern: Insbesondere
zeigt sich, dass die ganze Bandbrei-
te des begabungsgerechten und ge-
gliederten Schulsystems bei den El-
tern gefragt ist. Eine übergroße
Mehrheit der Eltern hat sich für das
gegliederte Schulsystem und gegen
die Gesamtschule entschieden. Das
belegt auch die von der Stadt Han-
nover vor wenigen Tagen vorgestell-
te Elternbefragung“, so Elisabeth
Heister-Neumann.

Zu den Einzelheit en der Statistik :
• Landesweit besuchen 11.292 Schü-
ler den 5. Schuljahrgang einer
Hauptschule. Das sind wie im Vor-
jahr 13,2 %. Damit hat sich die
Schülerzahl an den Hauptschulen
stabilisiert.

• Ein Gymnasium besuchen aktuell
36.160 oder 42,1 % der Schüler des
5. Schuljahrgangs. Im Vorjahr waren
es 44 %.

• 33.422 Schüler des 5. Schuljahr-
gangs besuchen eine Realschule.
Das ist ein Anteil von 39 %.

• Die Integrierte Gesamtschule wird
von 4.320 Schülern besucht. Das
sind 5,0 % aller Fünftklässler gegen-
über 4,7 % im Vorjahr.

• 613 Schüler an Freien Waldorf-
schulen entsprechen 0,7 %.

Schulstatistik
2008/2009

Elisabeth Heister-Neumann:
„Gegliedertes Schulsystem bei Elt ern
gefragt“
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Niedersächsisches Bündnis für alle Kinder

Sozialministerin Mechthild Ross-Luttmann: „Unseren Kindern wirksam helfen“

Weit ere Informationen zur Stif tung
„Familie in Not“ im Internet:
www.ms.niedersachsen.de

Niedersachsens Sozialministerin
Mechthild Ross-Luttmann hat ge-
meinsam mit Kirchen, Kinderschutz-
bund, Wohlfahrts- und Familien-
verbänden,  Kommunen, Gewerk-
schaften und Unternehmer-
verbänden ein Niedersächsisches
Bündnis für alle Kinder gegründet.
Ross-Luttmann: „Wir brauchen mehr
Hilfen, die direkt ankommen und
unseren Kindern wirksam helfen.
Arbeitslosigkeit oder Not-
situationen dürfen nicht dazu füh-
ren, dass Kinder im Alltag benach-
teiligt oder ausgegrenzt werden. Wir
wollen gemeinsam alle Potentiale
für die bestmögliche Entwicklung
unserer Kinder heben.“

Die Sozialministerin kündigte an, die
Förderfelder der Landesstiftung „Fa-
milie in Not“ auf die Zielgruppe be-
nachteiligter Kinder auszudehnen:
„Wir wollen damit bedürftigen Kin-
dern zielgenau helfen.“ Ross-
Luttmann lässt dafür Kriterien für
die Bezuschussung von Jugend- und
Kinderfreizeiten, Erholungsmaßnah-
men, Kursgebühren für außer-
schulische Bildungsmaßnahmen

(Musikschulen, Kunstschulen, Kurse
an Volkshochschulen etc.) ausarbei-
ten. Auch die befristete Übernahme
von Mitgliedsbeiträgen für Sport-
oder Musikvereine sowie die
Bezuschussung von Nachhilfe-
unterricht und Klassenfahrten seien
denkbar.

In den kommenden Wochen werden
die Bündnispartner zunächst alle
Maßnahmen zugunsten von Kindern
nach bestimmten Kriterien bewer-
ten, um daraus Ansatzpunkte für
abgestimmte Aktionen zu entwi-
ckeln.

David McAllister: „Hamburg und
Bund müssen weit er nachbessern!“

Landtagsdebatt e zur
Elbvertie fung

Mit Kirchen, Kinderschutzbund, Gewerkschaften, Unternehmerverbänden und
Kommunen hat Sozialministerin Mechthild Ross-Luttmann am 19. September 2008
ein Bündnis für alle Kinder gegründet.

Die CDU-Landtagsfraktion hat die
erneute Auslegung der Plan-
feststellungsunterlagen für eine
weitere Elbvertiefung begrüßt.
Damit werde deutlich, dass der
engagierte und konstruktive Ein-
satz der Bürger, der Verbände und
der Kommunen im Planungs-
verfahren Beachtung finden.

Allerdings überzeugten die neuen
Planunterlagen noch nicht. Der
CDU-Fraktionsvorsitzende David
McAllister nannte vier Beispiele:
1. Es fehlen konkrete Angaben,
wie der Bau der Unterwasserab-
lagerungsflächen vor Otterndorf
technisch erfolgen soll.
2. Die Planunterlagen enthalten
keine Angaben, wie etwa die Siel-
bauwerke oder die Schleusentore
unterhalten bzw. repariert wer-
den könnten.
3. Ungeklärt bleibt nach wie vor,
wo der sich im Hamburger Hafen
ansammelnde Schlick abgelagert
werden soll. Dieses Problem muss
rechtzeitig gelöst werden.
4. Die Elbvertiefung darf nicht zu
Lasten des Hafens in Cuxhaven
gehen. Durch geeignete bauliche
Maßnahmen muss sichergestellt
werden, dass die beiden Hafen-
verkehre sich nicht behindern.

„Hamburg und der Bund müssen
weiter nachbessern. Besonders
Bundesverkehrsminister Tiefen-
see (SPD) muss endlich die Sorgen
der Menschen an der Unterelbe
ernst nehmen“, forderte David
McAllister. Das Land Nieder-
sachsen werde die Entscheidung,
ob es sein Einvernehmen zu der
Elbvertiefung erteilt, stark an das
Votum der Deichverbände knüp-
fen. „Für uns in Niedersachsen
gilt: Ohne Deich kein Leben. Die
Deichsicherheit ist nicht ver-
handelbar“, so David McAllister.
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Der CDU-Arbeitskreis Landwirtschaft unterwegs im Landkreis
Wolfenbüttel: Unter der Leitung des agrarpolitischen Sprechers, Clemens
Große Macke (1. v. l.), besuchten AK-Mitglieder auf Einladung von Frank
Oesterhelweg (4. v. l.) das Werk Schladen der Nordzucker AG und disku-
tierten dort mit Unternehmens- sowie Landvolk und LWK-Vertretern.
Weiterhin auf dem Gespräch standen an diesem Tag Gespräche über die
Probleme von Dorfläden sowie E-Goverment-Aktivitäten in der Samtge-
meinde Schladen.

Nordzucker auf gutem Wege

Grenzübergreifend in Kontakt

Zu einem Erfahrungs- und Gedankenaustausch über die Ländergrenzen hin-
weg haben sich die Landtagsabgeordneten der CDU aus dem Landkreis
Osnabrück, dem Emsland und der Grafschaft Bentheim mit ihren westfäli-
schen Kollegen aus dem Münsterland am Flughafen Münster/Osnabrück
(FMO) getroffen. FMO-Geschäftsführer Gerd Stöwer skizzierte zum Auf-
takt die aktuelle Situation des Flughafens. Ein verkehrspolitisches Thema
Stand im Mittelpunkt: Der Ausbau der Bahnstrecken von Amsterdam über
Osnabrück nach Berlin und  die Nord-Süd-Strecke von Hamburg über Müns-
ter nach Düsseldorf. Beide Strecken sollen im Auge behalten werden. Au-
ßerdem berieten sich die Abgeordneten über Gewerbeansiedlungen entlang
von Autobahnen, die mögliche Schaffung neuer Fachhochschulplätze im
Münsterland sowie das arbeitsmarktpolitische Modell der Options-
kommunen.

Der Niedersächsische
Landtag hat mit den
Stimmen der Fraktio-
nen von CDU und FDP
die Krankenhausver-
sorgung in Nieder-
sachsen langfristig

gesichert. „Niedersachsen hat in den
vergangenen Jahren durch das
mehrjährige Investitionsprogramm
und das Krankenhausstruktur-
konzept wichtige Grundlagen ge-
schaffen, um die Krankenhäuser
zukunftsgerecht aufzustellen. Seit
2004 hat das Land insgesamt allein
für die Krankenhäuser 840 Millionen
Euro an Investitionsmitteln bereit-
gestellt. Hierdurch sichern wir die
nachhaltige wohnortnahe Kranken-
haus-versorgung in Niedersachsen“,
erklärte der sozialpolitische Spre-
cher der CDU-Fraktion Norbert
Böhlke.

Das mehrjährige Strukturkonzept
zur Rahmenplanung werde als Mit-
tel zur Zukunftssicherung beibehal-
ten. Besonders erfreut zeigte sich
der CDU-Gesundheitsexperte da-
rüber, dass Sozialministerin
Mechthild Ross-Luttmann mit dem
Bundesgesundheitsministerium er-
folgreich verhandelt hat: „Nieder-
sachsen wird weiterhin die
Investitionshoheit für seine Kran-
kenhäuser ausüben.

Die ursprünglichen Pläne der
Bundesgesundheitsministerin, die
duale Krankenhausfinanzierung ab-
zuschaffen, hätten gerade im
Flächenland Niedersachsen zu
unkalkulierbaren Problemen ge-
führt.“

Norbert Böhlke: „Das Land investier t
weit er verantwortungsbewusst in die
Krankenhäuser“

CDU und FDP sichern
wohnortnahe
Krankenhausversorgung
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W
Ministerpräsident Christian Wulff: „Großer Tag für das Sportland Niedersachsen“

I M P R E S S U M

CDU- Fraktion
im Niedersächsischen Landtag

Hinrich-Wilhelm-Kopf-Platz 1
30159 Hannover

Verantwortlich:
Joachim Anlauf,  Pressesprecher
Sabine Busse,  Sekretariat Presse

Telefon (05  11) 30 30 - 41 18
Telefax (05  11) 30 30 - 48 54

Joachim.Anlauf@lt.niedersachsen.de

Te r m i n e

Mittwoch,  12. November  2008, ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag
Donnerstag,  13. November  2008,  ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag
Freitag,  14. November  2008, ganztägig
Plenum
Ort:  Niedersächsischer Landtag

P e r s ö n l i c hDer BL stellt an dieser Stelle die neuen Landtagsabgeordneten in der
CDU-Fraktion vor.

„Junger CDU Mann lässt SPD alt aus-
sehen“, so titelte die örtliche Tages-
zeitung den überraschenden Sieg
des jüngsten CDU-Kandidaten bei
der Landtagswahl 2008. „Auf
geht´s!“, so startet der 26-jährige
Ansgar Focke in den Tag. „Jeden Tag
kommen neue Herausforderungen
auf einen zu. Politik endet nie“, freut
sich der CDU-Youngster über seine
neue Aufgabe im Landtag.

Name:
Ansgar-Bernhard Focke
Geburtsdatum:
22.04.1982
Familienstand:
verlobt
Beruf :
Selbstständiger Versicherungs-
kaufmann
Ausschüsse:
Ausschuss für Soziales, Frauen, Fa-
milie und Gesundheit; Petitionsaus-
schuss; zusätzlich: jugendpolitischer
Sprecher der CDU-Landtagsfraktion
Wahlkreis:
64 Oldenburg-Land
Erststimmenergebnis:
39,6  Prozent
Kontakt:
Bürgerbüro Oldenburg-Land
Westerstr. 34
27793 Wildeshausen
Tel.: 04431/948685
Fax: 04431/3180
E-mail:
buero@ansgar-focke.de
www.ansgar-focke.de

Warum ich mich landespolitisch
engagiere?
Die Landespolitik kann ziel-
gerichtete und schnelle Entschei-
dungen treffen und viele positive Si-
gnale an die Menschen senden. Das
schafft Anreize für eine weiterhin
starke Entwicklung unserer Wirt-
schaft und der Kommunen.  An die-
ser wichtigen Aufgabe möchte ich
mitarbeiten.

Welches politische Ziel möchte ich
innerhalb dieser Legislaturperiode
verwir klichen?
Einer ausgleichenden Sozialpolitik
muss wirtschaftliche Fortentwick-
lung vorausgehen. Dies in Einklang
zu bringen und die Menschen davon
zu überzeugen, ist mein Ansporn.

Tipp für Urlaubsreisen:
Wenn ich in die Ferne blicke, emp-
fehle ich eine Pilgertour in den Wall-
fahrtsort Lourdes in Südfrankreich
verbunden mit einer Wanderung an
die Gavarnie-Fälle.

Große Freude bei Ministerpräsident
Christian Wulff angesichts der Ent-
scheidung der FIFA, Wolfsburg als
Austragungsort für Spiele der Frau-
en-Weltmeisterschaft 2011 zu be-
nennen: „Dies ist ein großer Tag für
das Sportland Niedersachsen.
Wolfsburg ist ein ausgezeichneter
Standort“, erklärte Christian Wulff.
Wolfsburg sei eine weltoffene Stadt,
verfüge über ein modernes Fußball-
Stadion, der Erstligist VFL Wolfsburg
entwickele sich zu einem der Top-
Teams im deutschen Fußball, und
nicht zuletzt spiele auch die Frauen-
mannschaft dieses Vereins in der
ersten Bundesliga.

Nach dem großartigen Verlauf der
FIFA-WM der Männer 2006 mit Be-
gegnungen in Hannover können sich

Frauen-Fußball-WM 2011

 Foto: Picture-alliance

Bundeskanzlerin Angela Merkel bei der
Bekanntgabe der acht Spielorte für die
Frauen-Fußball-WM 2011.

die Fußballfreunde in Nieder-
sachsen bereits jetzt auf ein weite-
res sportliches Großereignis freu-
en“, so der Ministerpräsident.

16. - 17.Oktober 2008  Arbeitskreis Häfen
und Schifffahrt
Ort: Hamburg, Winsen/Luhe und
Scharnebeck
17. Oktober  Arbeitskreis Landwirtschaft
Ort: Buxtehude


